
Bundessozinlgericht
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I m N a m e n d e 5 V o l k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit}

oceoooccooonocuoo=coeoocoooooooo.oooooßoooooooocuoocev,

Kläger und Revisionsbeklagter,

zugestellt

}roucßbevollmdclltlgtero

OODODOOOOOOOOOOOOOQOOC°=lool°°O’

am 27. Januar 1975
g e g e n

llgierungshauptsekretär
als Urkundsbeemter„°.°„.„.°‚„.„„‚„„„‚„°„°oe‚a‚„.„„°„‚°9„9„„„0.°„„..‚„„,
der Geschäftsstelle

Beklagte und Revieionskläggerin°

Der 120 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 180 Dezember 1974 durch den Vorsitzenden

Richter Drc H e u B n e r 9
die Richter

Dr„ F r i e d e r i c h's und Dr° R e i n h o l d

und die ehrenamtlichen Richter D a n n e und
H o e s e h für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Landessozialgerichts Berlin vom 11° Mai 1973 aufg——('

)

haben°

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des
Sozialgerichts Berlin vom 25° September 1971 wird

Azurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits haben eie

Beteiligten einander nicht zu erstatten°

l m l
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Die Beteiligten streiten darüber, ob dem Kläger Waisenrente

aus der Rentenversicherung des VerSicherteh Ernst “2333?

für die Zeit vom 1° Juli 1969 bis 28° Februar 1970 zusteht°

Die Beklagte gewährte dem am 2° Feburar 1945 geborenen Kläger,
teil

er
sich ab 1" Oktober 1967 in Berufsausbildung befand,

\faisc-nrente° Nachdemdas zuständige Postamt der Beklagten
mitgeteilt hatte, der Kläger habe die Rentefür drei Monate

nicht abgeholt, fragte die Beklagte mit Schreiben vom
17. September 1969 u.‚a° beim Kläger an, warum er seit

drei Monaten seine Waisenrente nicht in Empfang genommen

habe° Am 22° Septémber'l969 teilte der Kläger der Beklagten

fcrnmündlich mit, er habe im_Juni 1969 geheiratet und werde

der Aufforderung nachkommen, eine Heiratsurkunde einzu—
senden. Auf schriftliche Erinnerung der. Beklagten vom
lQ„ Oktober 1969 legte er mit Schreiben vom 26. Oktober 1969

eine Abschrift der Heiratsarkundé vor° Die Beklagte stellte
in einem internen Vermerk fest, die Renténzahlung werde

nit Ende Juni 1969 eingestellt, weil der Kläger am
15° Juni 1969 geheiratet habe" Der Kläger erhielt hierüber

keine Mitteilung, Mit einem am 12° Februar 1971 bei der
Beklagten eingegangenen Schreiben beantragte der Kläger

1 unter Hinweis auf den Beschluß des BundeSverfassungsge—

richts (BVerfG) vom 27° Mai 1970 - 1 BVL 22/63, 27/64 —
(BVerfGE 28,.324 = SozRNr° lo zu Art° 6 des Grundge—

setzes —GC—); wonach die Heiratsklauseln bei den Waisen—

rentcn in der sozialen Rentenversicherung (5 44 Abso 1
Satz 2 des Angestel1tenversicherungsgesetzes, 5 1267
Abs° 1 Satz 2 der Reichsversioherungsordnung —RVO—} mit

Art° 6 Abs„ 1 GG unvereinbar sind, soweit sie in der

Ausbildung stehende Waisen_mit der Heirat auch dann vom
bezug der Rente aussohließen, wenn ihr'Ehegatte zur
Unterhaltsleistung außerstande ist, ihm Waisenrente für

die Zeit seiner weiteren Berufsausbildung vom 1° Juli 1969
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is 28° Februar 1970 wieder zu gewähren° Die Beklagte

lehnte dies ab (Bescheid vom 8° März l97l)° Zur Begründung

führte sie aus: Nach Art° 2 des Gesetzes zur Änderung

sozial— und beamtenrechtlicher Vorschriften über Leistungen

für verheiratete Kinder vom 25° Januar 1971 -
Leistungs■ndG

(BGBl I 65) seien allerdings u°a°
Waisenrenten für ver—

heiratete Kinder bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen

unter denselben Bedingungen zu gewähren wie für untertei»

ratetö Kinder° Dies gelte aber nicht für den‘Kläger, der
Waisenrente bis zum 28„Februar 1970 beanspruche, da nach

»rto 12 des genannten Gesetzes dieses erst am lo Juni l97e

in Kraft getreten sei und Leistungen erst von diesem Zeit—

punkt beansprucht werden könnten°

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat die Klage abgewiesen {Urteil

von 25° September 1971), das Landessozialgericht (LSG) Berlin

hat die Waisenrente für die Zeit vom l° Juli l969 bis

_28„ Februar 1970 zuerkannt; es hat die Revision zugelassen

(Urteil vom 11„ Mai 1975)„

Die Beklagte hat gegen dieses Urteil Revision eingelegtc Sie

rügt eine Verletzung des @ 1267 Satz 2 EVO i„daFc des

Art° 2 LeistungsÄndG und des Art° 12 Abs„ 2 LeistungsÄndG„

Die Beklagte beantragt (sinngemäß),

das Urteil des LSG Berlin vom ll° Mai 1975

aufzuheben und die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des SG Berlin vom 25„Septem—

ber l97l zurückzuueisen,

hilfsweise,

das Urteil des LSG Berlin vom ll° Mai 1973

mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen

aufzuhoben und zur neuen Verhandlung und Ent—
seheidung.an das LSG zurückzuverweisen°

b‘ 0 ti Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen°

Die Beteiligten haben sich damit einverstanden erklfrt,

daß der Senat durch Urteil ohne mündliche Verhandlung

gemäß5 124 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ent—„
scheidet°
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Die Ievision
der Beklagten ist begründet Das angefochtene

Urtei 1 ist aufzuheben; die Berufung des Klägers gegen das

teil ces SG ist Zurückzuweisen° Dem Kläger steht keineU:

Faire110nte aus der Rentenversichérung des Versicherten

Mrn t W
.................

für die Zeit vom 1 Juli 1969 bis 28 Februar 1970

zu.'

Das Berufungsgericht hat die Verurteilung der Beklagten,

den Kläger vom 1„ Juli 1969 bis zum 28° Februar 1970

Waisenrcnte zu gewähren, auf Art° 12 Abs„_2 Satz 1 LeistungsÄndG

gestützt° Dort heißt es: "Die durch dieses Gesetz vorge—

nommenen Änderungen gelten auch für die Zeit vor dem

1. Juni 1970, wenn der Anspruch auf die Leistung vor diesem Zei'yu1k■

geltend gemacht und darüber nicht auf Grund des damals

geltenden Rechts bereits eine nicht mehr anfechtbare Ent—

scheidung getroffen worden ist," Den rechtlich entscheiden-
den‘Nengcl in der Behandlung der Sache hat das LSG darin

gesehen, daß die Beklagte durch eine interne Verwaltungs—

verfügung angeordnet hätte, die Waisenrente des Klägers

einzustellen° Es hat die Beklagte wegender damaligen un—
sicheren Rechtslage - beim BVerfG waren

Normenkontroll—

leien darüber anhängig, ob die gesetzlichen Regelungen

bei Jaisenrenten, daß bei Heirat der Waise die Waisenrente

nicht mehr zu
gewähren

war 4 und aus "fürsorgerechtlichen

Gründer gegenüber ihren Versicherten“ für verpflichtet ge—
Ialten, einen Einstellungsbescheid

zu erteilen, um
so

_
dessen gerichtliche Überprüfung zu ermöglichen, Indem die

Be?lagte dem Kläger keinen Einstellungsbescheid erteilt

habe, habe sie-bewußt oder unbewußt — offengelassen, ob

nach danaligem Recht ein nicht mehr anfechtbarer Ver—

\Ultungsekt vorgelegen habe° Dem Kläger, der die Weiter—

gevahrung der vfaisenrente nach dem LeistungsÄndG beantragt

tube, känne zu Recht nicht entgegengehalten werden, er habe

sich seiner Rechte nach der damaligen Rechtslage begeben
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wollen, fehle es doch dafür an jedem tatsächlichen Anha1t„
% 66 SGG setze die Bekanntgabe des Bescheids voraus, nicht

aber ein bloß tatsächliches Verhalten des Versicherungs—

trägers° Wenn der Kläger sein Recht weiter geltend mache,

verstoße er damit nicht gegen Treu und Glauben; er habe

sein Recht auch nicht verwirkt, da nicht zu erkennen sei,

daß er sich seines Anspruchs habe begeben oder auf ihn habe

verzichten wollen‚ Die Beklagte sei verpflichtet gewesen,
den Kläger gemäß @ 1655 RVO einen Bescheid zu erteilen; sie

könne sich daher nicht mit Erfolg darauf berufen, der
Waisenrentenbeseheid sei bindend geworden°

Der Entscheidung des Berufungsgerichts ist weder in der

Begründung noch im Ergebnis zu folgen° Der Anspruch des

Klägers, ihm die Waisenrente für die streitige Zeit zu

gewähren, läßt sich entgegen der Auffassung des LSG nicht

aus Art° 12 Abs° 2 Satz 1 LeistungsÄndG herleiten° Der

Anspruch auf diese Leistung ist nämlich nicht vor dem

l° Juni 1970 geltend gemacht worden°

Mit dem Begriff “Leistung” in Arto 12 Abso 2 Satz 1 Leistungsw

ÄndG ist schon nach dem Wortlaut dieser Vorschrift nur
eine solche Leistung gemeint, die durch dieses Gesetz

geschaffen werden ist, nicht aber eine solche, die es
bereits vor dessen Inkrafttreten (1° Juni 1970; Art° 12

Abs° 1 LeistungsÄndG) gegeben hat (vgl„ Urteil des 11, Senats

des Bundessozialgerichts —BSG—vom 60 Juli 1972 — 11 RA

68/72 — SozR Nr° 1 zu Art° 12 LeistungsÄndG)° Einen derar»'
tigen Anspruch, nämlich den Anspruch auf Waisenrente für

eine verheiratete Waise, hat der Klägerxor dem 1, Juni 1970

.nieht geltend gemacht, wie dies Art° 12 Abs° 2 Satz 1

LeistungsändG ausdrücklich verlangt° Dies ist erst nach dem

Inkrafttreten des LeistungsÄndG mit Schreiben vom 10° Fe—
bruar 1971 gescheheno

Ergibt schon der Wortlaut der Vorschrift des Art° 12 Abso 2

Satz 1 Leistungs■rdG, daß dem Kläger für die streitige Zeit

—6-
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keine Weisenrente einer verheirateten Weise zusteht, wird

dieses“ Ergebnis zusätzlich'auch noch vom Sinn und Zweck

dieser Vorschrift getragen. Dies ergibt sich äus der Be—
;ründung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung zur_Än—

derung sozial- und—beamtenrechtlicher Vorschriften über

Leistungen für verheiratete Kinder (BT-Drucks° VI/1516

zu Art° 12 Abs° 2 — S° 6), wo es heißt:

" Soweit noch Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren an—
hängig sind, in denen die Notwendigkeit der Ver—
heiratetenklauseln für die Zeit vor dem l„Juni 1970
in Frage steht, muß sichergestellt werden, daß die
Entscheidungen auf verfassungskonformer Grundlage
ergehen können° Es ist dagegen nicht geboten, un—
anfechtbar gewordene Bescheide, die auf der Anwen—
dung verfassungswidriger Vorschriften (hier: der
Verheiratetenklauseln) beruhen, rückwirkend aufzu—
heben (vgl° BVerfGE 20/230 ff),

Ein Anspruch ist geltend gemacht werden, wenn seine
Eriüllung unter Wahrung der für den Rechtsbereich
allgemein geltenden Vorschriften so eindeutig be—
gehrt werden ist, daß nach Lage der Dinge hierüber
in Form eines sog°'rechtsmittelfähigen Bescheides zu
entscheiden war. Dennoch (gemeint ist: "Demnach“;
vgl° auch 8023 Nr° 1 zu Art" 12 LeistungsAndG, Bl°
A a 1 Mitte) sind die Voraussetzungen des Absatzes 2
nicht erfüllt, wenilediglich eine auf den konkreten
Fall bezogene Rechtsauskunft über die Gewährung einer—
Leistung für oder an einen Verheirateten eingeholt
worden ist und der um die Auskunft Nachsuchende sich
mit einer negativen Auskunft abgefunden hat°

Absatz 2 ist eine abschließende Regelung in dem Sinne,
daß in anderen als den dort umschriebenen Fällen
1Leistungen für die Zeit vor dem 1‚ Juni 1970 nicht
gewährt werden können° Dies ist auch nicht auf Grund
von Regelungen möglichw„ \wie sie z‚B° in 55 627
und 1500 RVG sowie in % ßo des Gesetzes über das
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung ent—
halten sind",

Nachdem sich der Gesetzgeber, dem das BVerfG es
über—

lassen hatte, die von ihm mit Beschluß vom 27„Mai 1970

- 1 M 22/65und27/64- (BVerfGE23, 524; SozRNr„io
zu Art° 6 GG) für verfassungswidrig erklärten Verhei—
ratetenklauscln zu streichen oder nur verfassungskonform

aufzulockern (vgl° Begründung des o.a° Gesetzentwurfs
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unter A„, Allgemeiner Teil, S° 4), dahin entschieden hatte,
die Verheiratetenklauseln überhaupt zu streichen, war es

sachgerecht, der in Art„ 12 Abs„ 2‘ Satz 1 LeistuhgsÄndG
verfügten Rückwirkung enge Grenzen zu setzen° Im Hinblick

auf die eingeschränkte Rückwirkung verbietet sich von selbst

eine Auslegung, die dem Kläger, der erst nach dem l° Juni

1970 seinen Antrag gestellt hat, den Waisenrentenan3pruch für

die sireitige Zeit zuerkennen würde„

Das Begehren des Klägers ist entgegen der Auffassung des LSG
auch nicht deshalb begründet, Weil die Beklagte wegen der

iurch die damals noch ausstehende Entscheidung des BVerfG
bedingten unsicheren Rechtslage sowie aus Gründen der Für—

sorge gegenüber den Weisen verpflichtet gewesen sei, die

Zahlung der Waisenrente nicht, wie geschehen, durch interne
Verwaltungsverfügung, sondern durch einen Bescheid gemäß

5 1635 EVO einzustellen° Mit dieser Auffassung hat das LSG
nicht hinreichend beachtet, daß die RVG für ausgelaufene

Vaisenrenten keine Vorschrift enthält, die einen Ein—
stellungsbescheid verlangt° Ein solcher wäre auch über—.

flüssig und widersinnig„ Das gilt besonders in einem Fall

wie dem vorliegenden, in dem die Weise in Kenntnis der da—

naligen Rechtslage und gerade aus dicrr Kenntnis die An—

nahme der Zahlung der Haisenrente durch die Post verweigert

‚hd sich nach der Zahlungseinsüilung unmittelbar nicht ge—
meldet hat (vgl. hierzu auch für den Bereich des Bundes—

kindergeldgesetzes —BKGG—BSG Urteil vom 16„ März 1975

— ? lKg lo/7l —)„ Nach 5 1292 EVO fällt die Waisenrente

mit Ablauf des Monats weg, in dem die VOraussetzungen weg—

gefallen sind° Diese Rechtsfolge tritt kraft Gesetzes ein„

Die Beklagte handelte rechtsfehlerfrei, als sie ohne Ein—

stellungsbescheid in ihrem inneren Geschäftsbereich die

Zehlungseinstellung anordnete; ein anfechtbarer Verwaltungs—
akt über die ZahlungsGinsüilung war also nicht erforderlich

(vgl„ BSG SozR Nrn° l und 2 zu Art° 12 LeistungsÄndG)°
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Soweit sich eine verheiratete Waise damit abgefunden hat, daß ihr

nach früheren Recht vor dem 1° Juni 1970 keine Waisenrente mehr 5c„

zahlt wurde, hat sie nach Art° 12 Abs° 2 Satz 1 LeistungsÄndG
keinen Anspruch auf Waisenrente (vg1° auch BSG SozR Nr" 2 zu'Ait„

12 leistungsÄndG)°

-Wie bereits der 11° Senat des BSG in dem o.a° Urteil (SozR Ir„ 1

zu Art. 12 LeistungsÄndG) ausgesprochen hat, verstößt die Über—

gangsvorschrift des Art° 12.Abs° 1 Satz 1 LeistungsÄndG nicht ge—

gen den G1eichbehandlungsgrundsatz des Art° 5 Abs° 1 GG° Diese

Übergangsvorschrift schließt an die Regelung des 5179 Abs° 2 des

Bundesveriassungsgerichtsgesetzes (BVerfGG) an, die der Richtig—'
keitserklärung von Normen durch das BVerfG nur eine begrenzte Lück—

mirkung zuschreibt° @ 79 Abs° 2 BVerfGG ist insoweit Ausdruck eines

allgemeinen Rechtsgrundsatzes, der bei abgewickelten und abge—'

:chlosscnen Rechtsbeziehungen bewußt der Rechtssicherheit gegenüber

der Einzelfallgercchtigkeit den Vorrang einräumt° Die Rechtsbe—

zichungcn der Beteiligten dieses Falles waren mit der letzten Ren-

tcnzahlung für den Monat Juni 1969 abgewickelt°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG°
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